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Entwurf einer Verordnung über 
die Einbeziehung in die Zusatzver- 
sicherung in der Unfallversicherung; 

Begutachtung  

  

 

Zum mit Schreiben vom 31. März 2026 übermittelten Verordnungsentwurf wird wie folgt Stellung 

genommen: 

 

Der einschränkende Verweis in § 1 Z 2 lit. i des Verordnungsentwurfs auf die beiden explizit genann-

ten Freiwilligen Feuerwehren ist sachlich nicht geboten und sollte entfallen, da er nicht im Einklang 

mit den Bestimmungen des Wiener Feuerwehrgesetzes – W-FWG, LGBl. für Wien Nr. 16/1957, zu-

letzt geändert mit LGBl. für Wien Nr. 43/2025, steht und auch die Praxis nicht abbildet. Weder das 

Wiener Feuerwehrgesetz noch die von der Landesregierung zur Durchführung erlassene Wiener 

Feuerwehr-Verordnung, LGBl. für Wien Nr. 26/1957, zuletzt geändert mit LGBl. für Wien 

Nr. 49/2025, stellen auf die bestehenden Freiwilligen Feuerwehren ab bzw. beschränken die Anzahl 

der Freiwilligen Feuerwehren. Vielmehr können Freiwillige Feuerwehren (jederzeit) aufgestellt wer-

den, wenn besondere Verhältnisse es erfordern. 

 

Aus diesem Grund ist auch im Land Wien auf alle Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren sowie 

des Wiener Landesfeuerwehrverbandes als deren Dachorganisation abzustellen; diese sind in den 

Anwendungsbereich einzubeziehen (vgl. § 22a Abs. 2 zweiter Satz des Allgemeinen Sozialversiche-

rungsgesetzes – ASVG). 

 

Auch § 176 ASVG lässt die Absicht des Gesetzgebers erkennen, Unfälle im Zusammenhang mit eh-

renamtlichen Tätigkeiten nicht auf Gewinn gerichteter Organisationen den Arbeitsunfällen gleichzu-

stellen. Freiwilligen Feuerwehren und deren Landesverbände werden in diesem Zusammenhang 

explizit im Gesetz genannt (vgl. § 176 Abs. 1 Z 7 ASVG). 

 

Maßgeblich für die Einbeziehung in die Zusatzversicherung in der Unfallversicherung sind im Land 

Wien daher die Mitglieder des Wiener Landesfeuerwehrverbandes. Zu diesem Kreis gehören aus-

drücklich auch Angehörige des Katastrophenhilfsdienstes (KHD), der Wiener Feuerwehrjugend so-

wie der Feuerwehr Wien Rettungshunde. Von den Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehren und des 

Wiener Landesfeuerwehrverbandes werden auch Aufgaben wahrgenommen, die sich auf Tätigkei-

ten gemäß § 176 Abs. 1 Z 7 lit. b ASVG beziehen. 
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Angemerkt wird, dass die Mitglieder des Wiener Landesfeuerwehrverbandes, beispielsweise des 

KHD, der Feuerwehrjugend oder der Feuerwehr Wien Rettungshunde, im Rahmen statutarischer 

Aufgaben und auch im Auftrag der MA 68 die Feuerwehr der Stadt Wien bei der Wahrnehmung 

gesetzlicher Aufgaben unterstützen. 

 

Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt hat zuletzt im Jahr 2011 auf Anfrage des Wiener Landes-

feuerwehrverbandes bestätigt, dass Angehörige des KHD und der Feuerwehrjugend in den Anwen-

dungsbereich des § 22a ASVG fallen. 

 

Der Anwendungsbereich der gegenständlichen Verordnung wäre daher auf die genannten Mitglie-

der des Wiener Landesfeuerwehrverbandes zu erstrecken. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag. Roman Fischer 

 

 

Ergeht an: 

1. alle Ämter der Landesregierungen 

2. Verbindungsstelle der Bundesländer 

3. MA 2 

zu GZ: MA2-515509-26-8 

4. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der  

Stadt Wien-Website 

 

##signaturplatzhalter## 

 

 

 

 

 


		2026-04-28T14:36:51+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




